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Änderungsantrag zu PB.W-01

Von Zeile 470 bis 477:
obwohl wir das gar nicht wollen. Damit Unternehmen künftig Umwelt- und Sozialstandards

sowie Menschenrechte entlang der gesamten internationalen Produktions- und

LieferketteWertschöpfungskette durchsetzen, braucht es ein verbindliches und wirksames

Lieferkettengesetz auf nationaler wie europäischer Ebene. KernZugleich ermöglicht ein

verbindlicher Rahmen gleiche Wettbewerbsbedingungen am Markt und schafft Rechtssicherheit.

Nachverhandlungen zum deutschen Lieferkettengesetz sind dringend notwendig. DenKern einer

solchen Regelung stellt eine zivilrechtliche Haftung dar, auf deren Grundlage Unternehmen im

Schadensfall zur Verantwortung gezogen werden können. Zugleich ermöglicht ein verbindlicher

Rahmen gleiche Wettbewerbsbedingungen am Markt Zudemsetzen wir uns für eine

Ausweitungder erfassten Unternehmenein, aber auch für eigenständige, umweltbezogene

Sorgfaltspflichten ein. Im Sinne eines feministischen Ansatzes müssen bei der Erweiterung

zudem geschlechterspezifische Diskriminierung und schafft Rechtssicherheitsexualisierte

Gewalt am Arbeitsplatz in den Fokus berücksichtigt werden. Darüber hinaus setzen wir uns

auchauf europäischer Ebene für eine ambitionierte, verbindliche Regelung in internationalen

Lieferketten ein.

Von Zeile 482 bis 483 einfügen:
Reduktion von Palmöl und Soja in Deutschland voranbringen. Zur Kompensation gerodeter

Wälder fördern wir hier und weltweit Wiederbewaldung und Renaturierung ohne Monokulturen.

Waren, deren Herstellung mit schweren Menschenrechtsverletzungen wie zum Beispiel Kinder-

oder Zwangsarbeit in Zusammenhang stehen, soll der Zugang zum EU-Binnenmarkt verwehrt

werden.

Auf internationaler Ebene muss die Erarbeitung eines rechtverbindlichen UN-Abkommens zu

Wirtschaft und Menschenrechten (Binding Treaty) vorangetrieben werden.

Begründung

Wir sollten Nachverhandlungen des bestehenden Gesetzentwurfs - der bis zur BTW zum Gesetz

werden wird - explizit benennen und unsere Forderungen für ein besseres Lieferkettengesetz

stellen. Dazu gehören klare Kriterien, um das Lieferkettengesetz wirklich relevant und wirksam zu

machen und es nicht nur zu einem zahnlosen Tiger verkommen zu lassen. Außerdem werden die

letzten beiden Sätze aus dem China-Kapitel hier her gezogen und verschärft - weil es nicht nur in

China Menschenrechtsverletzungen gibt.
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